	 BEWERBUNG 
	CVP
	APD
	PSG
	ÖSP

	Leitgedanke
	Diskriminierung ist ein Problem, gegen das etwas getan werden sollte; aber keine unnötigen Hürden für Arbeitgeber; nicht Ungleiches gleich machen. 
	Diskriminierung kann durch den Vorschlag zumindest reduziert werden. 

	Nur eine komplette Anonymisierung kann wirklich etwas ändern; auch die Privatwirtschaft muss ver​pflichtet werden.
	Diskriminierung kann durch ano​nyme Bewerbungen reduziert werden; Quoten müssen hinzukommen, um Diskriminie​rung tatsächlich zu verhindern.

	Ausschuss für die Angelegen​heiten der öffentlichen Verwal​tung
Folgen für den Staat als Arbeitge​ber
	Kompromiss im Gesetzentwurf schließt zentrale Diskriminie​rungsfaktoren aus, ohne die Ar​beitgeber unnötig zu belasten und den Bewerber/innen ihre Identität zu nehmen.

	Der Staat ist in seinen Behörden für den Schutz vor Diskriminierung verantwortlich. Zentrale Faktoren sind mit Foto, Alter und Nationa​lität erfasst. 
	Diskriminierung ist immanenter Teil unserer Gesellschaft. Verbes​serte Repräsentation aller Bevöl​kerungsgruppen ist wichtig für den Kontakt zw. Behörden u. Bürgern.
	Eine komplette Anonymisierung bedarf nur kleiner Umstellungen. Eine ver​besserte Repräsentation der diver​sen Bevölkerungs​gruppen ist wichtig für eine gelebte Demo​kratie. 

	Ausschuss für Arbeit und Sozia​les
Folgen für Arbeitnehmer/innen
	Der Bund könnte als Arbeitgeber mit gutem Beispiel vorangehen; der Privatwirtschaft solche Vor​schriften zu machen wäre ein Übergriff in die wirtschaftliche Freiheit.
	Der Bund sollte als Arbeitgeber ein gutes Beispiel geben; dieses kann dann die privaten Arbeit​geber/innen überzeugen.
	Meiste Arbeitsplätze sind privat; damit das Gesetz Wirkung entfal​ten kann, müssen alle Arbeitgeber zum anonymen Verfahren ver​pflichtet werden.
	Der Bund sollte als Arbeitgeber ein gutes Beispiel geben; dieses kann dann die privaten Arbeit​geber/innen überzeugen.

	Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend
Beitrag zur Gleichstellung von Frauen und Älteren
	Das Verfahren könnte auch und gerade Frauen unterstützen. Auf keinen Fall gewünscht ist eine Quotenregelung. Ältere Bewerber/innen werden gut geschützt.

	Frauen kann das Verfahren helfen. Diese werden häufiger als Männer nach Foto und Alter beurteilt. Ein sehr guter Schutz ergibt sich für ältere Bewerber/innen, die zunehmend diskriminiert werden.
	Für ältere Bewerber/innen bietet das vorgeschlagene Verfahren einen Schutz. Frauen ist aber ohne komplette Anonymisierung nicht geholfen.
	Für ältere Bewerber/innen bietet das vorgeschlagene Verfahren einen Schutz. Frauen ist ohne komplette Anonymisierung nicht geholfen. Das Verfahren sollte durch Quoten ergänzt werden


	Einwanderung 
	CVP
	APD
	PSG
	ÖSP

	Leitgedanke
	Die Einwanderung muss besser gesteuert werden. Anstelle ille​galer Einwanderung bedarf es guter Angebote für diejenigen, die in Deutschland erwünscht sind. 
	Deutschland braucht mehr Ein​wanderung und muss für wirt​schaftlich nötige Einwanderung Kriterien schaffen.

	Einwanderung darf nicht nach nützlichen und unnützen Perso​nen kategorisieren. Lehnt Punk​tesystem ab, weil es Menschen wie Kapital einen materiellen Wert zuspricht. 
	Deutschland braucht ein lang​fristiges systematisches Konzept für Einwanderung und Integra​tion, das aber nicht diejenigen, die wir brauchen und diejenigen, die uns brauchen, gegeneinan​der aufwiegen darf. 

	Innenausschuss
Integration, Sicherheit
	Strenge Regelungen, klare Kate​gorien. Kulturelle Zugehörigkeit und Anpassungsfähigkeit ist entscheidend. Besondere Ge​wichtung von Sprachkenntnissen. 
	Die Bewertung der kulturellen Zugehörigkeit und Anpassungs​fähigkeit führt zu Diskriminie​rung. Wer Job findet, kann inte​griert werden. 
	Zentral für die Integrations​fähigkeit ist die Willkommens​kultur in Deutschland. 
Arbeitsmigration darf nicht zum weiteren Abbau von Asyl führen.
	Einwanderungsgesetz muss von weiteren Integrationsmaßnah​men begleitet werden. Sprach​kenntnisse und kulturelle Zuge​hörigkeit nicht entscheidend für Integration. Keine gleichzeitige Einschränkung von Asyl.

	Ausschuss für Wirtschaft und Energie
Fachkräftemangel, hoch-qualifi​zierte Zuwanderung
	Vermeidung von zu viel Büro​kratie. Deutschland braucht vor allem Hochqualifizierte, um diese ist gezielt zu werben. Vorlie​gendes Jobangebot wichtig, um Missbrauch von Sozialsystem zu verhindern.
	Auch die Zuwanderung von geringer Qualifizierten muss erleichtert werden, Fachkräfte anwerben, Liste mit Mangel​berufen. 
	Keine Einwanderung nach wirt​schaftlichen Kriterien.
Einwanderung billiger Arbeits​kräfte  darf nicht zum Sozial​abbau führen.  
	Nicht nur Hochqualifizierte.  Mehrsprachigkeit und interkul​turelle Prägung als Kompetenzen anerkennen.
Regelung soll Maßnahmen für spontanen Bedarf nicht verhin​dern. 

	Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick​lung

Bedingungen und Konsequenzen in den Herkunftsländern
	Aus entwicklungspolitischer Sicht sinnvoll, Aufenthaltsgenehmi​gung auf drei Jahre zu befristen, damit Migrantinnen und Mig​ranten in Heimatland zurück​kehren. 
	Wichtig ist, nicht nur Hochquali​fizierte zu nehmen. Aufenthalts​dauer zunächst zu begrenzen ist sinnvoll, um Braindrain zu verhindern. 
	Warnung vor Braindrain. Nicht hochqualifizierte Arbeitskräfte abwerben.
	Warnung vor Braindrain. Migrations- und Entwicklungs​politik muss sinnvoll verknüpft werden.

	
	
	
	
	


	ILLYRIEN
	CVP
	APD
	PSG
	ÖSP

	Leitgedanke
	Stabilisierung des Westbalkans durch EU-Integration ist wichtig. Beginn von Beitrittsverhandlun​gen bedeutet jedoch kein Ver​sprechen eines baldigen Beitritts
	Baldmöglichst Verhandlungs​beginn. Frieden kann nur durch Integration gesichert werden. Offener, konstruktiver und part​nerschaftlicher Umgang mi Illy​rien
	Erweiterung nur, wenn damit ein soziales Europa gefördert wird und es im Kern um Interessen der Illyrer geht
	Tritt für erfolgreichen, zügigen und sämtliche Aufnahmekriterien vollständig erfüllenden Abschluss von Beitrittsverhandlungen ein; volle Integration des Westbalkans

	Ausschuss für die Angelegen​heiten der Europäischen Union
Interessen der EU, Bedenken der EU-Bevölkerung
Sonderregelungen bezüglich Arbeitnehmerfreizügigkeit und Schengen
Zeitlicher Rahmen
	Handlungsfähigkeit der EU darf nicht leiden.
Bedenken gegenüber Migration; Übergangszeit  bei Arbeitneh​merfreizügigkeit von sieben Jahren; 

zunächst kein Schengen-Beitritt, besonderer Schwerpunkt auf Bekämpfung organisierter Krimi​nalität
	Zügige Aufnahme von Verhand​lungen, keine schwer erfüllbaren Bedingungen, sonst Entmuti​gung.
Übergangsregelung sinnvoll, um Lohndumping zu verhindern; Bessere Zusammenarbeit bei Verbrechensbekämpfung statt rigider Grenzkontrollen
	Kein Zeitdruck. Verhandlungen müssen an Tempo der Beitritts-kandidaten angepasst werden Keine Einschränkung, offene Grenzen.

	Illyrien als Modell für Staaten des Westbalkans, EU soll entschlos​sen und konstruktiv in Beitritts​verhandlungen einsteigen.
Abschottung keine Lösung, sinn​volle Maßnahmen zur Bekämp​fung von Armut und organisierter Kriminalität. 

	Auswärtiger Ausschuss
Stabilität und wirtschaftliche Entwicklung auf dem Westbalkan

Glaubhaft Perspektive für Illyrien
	Volle Integration der Region in die EU ist langfristiges Ziel, um Frieden in Europa zu sichern; nur mit breiter Zustimmung der Bevölkerung.
Entscheidend, dass Illyrien wirt​schaftlich auf die Beine kommt.
	Baldmöglichst Aufnahme von Verhandlungen mit Westbalkan​staaten; klare Perspektive um Fortschritt zu erzielen. 
Kein rigoroses Beharren auf vorformulierten Forderungen. 
	Beitritt, wenn und so wie Bevöl​kerung das wünscht; kein Auf​zwingen wirtschaftlicher Refor​men. Ziel aller Bemühungen muss nachfrageorientierte und eigendynamische Wirtschaftsent​wicklung für Illyrien und alle übrigen Länder des westlichen Balkans sein.
	Integration des Westbalkans ist wichtig, um Frieden und Stabili​tät zu sichern

	Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe
Verbesserung der Situation in Illyrien
Bekämpfung von Menschenhan​del
	Illyrien braucht klare Strategie für Entwicklung der ländlichen Gebiete
	Übergangszeit für Arbeitneh​merfreizügigkeit sinnvoll, um Braindrain zu verhindern
	Soziale Standards müssen Priori​tät haben. organisierte Krimina​lität und Menschenhandel sind Folge von Armut. Ausgrenzung hilft nichts. Förderung von Men​schenrechten
	Mobilität und persönliche Ent​wicklung (Bildung und Erfah​rung) sinnvoll für Transforma​tion, darum sofortige Arbeitneh​merfreizügigkeit


	TIERSCHUTZ
	CVP
	APD
	PSG
	ÖSP

	Leitgedanke
	Wirtschaftlichkeit der Nutztier​haltung und Tierschutz müssen miteinander vereinbar sein.

Landwirtschaft muss profitabel bleiben. 
	Landwirtschaftliche Nutztierhal​tung sollte sich stärker an die Bedürfnisse der Tiere anpassen. Arbeitsplätze dürfen dabei jedoch nicht gefährdet werden. 
	Quälerische Praktiken in der Tierhaltung müssen unterbunden werden. 
Tiere sind eigenständige Wesen, ihre Behandlung darf nicht kapitalistischer Logik unterwor​fen werden.
	Artgerechtes Tierleben statt un​nötiges Leiden.
Nicht-kurative Eingriffe verbie​ten, um moderne Tierhaltungs​systeme zu fördern, Ziel: Bäuerli​che Landwirtschaft.

	Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft

Wirtschaftliche Erfordernisse, Sonderregelungen, Kontrollen?
	Der vorliegende Gesetzesentwurf stellt einen Kompromiss dar, alles darüber hinaus beruht auf der freiwilligen Selbstverpflich​tung der Betriebe.

Deutsche Produzenten müssen international konkurrenzfähig bleiben können.
	Verbot des Schnabelkürzens sofort. 

Konkrete und realistische Fristen zur Abschaffung nicht-kurativer Eingriffe als verbindliche Grund​lage für die Landwirte.

Durch die vorgesehene Regelung der behördlichen Zustimmung besteht nur ein geringer Bedarf an Kontrollmechanismen.
	Die Umsetzung moderner Tier​haltungssysteme soll zu mehr Arbeitsplätzen führen.

Freiwillige Selbstverpflichtung ist sinnlos.


	Verbindliche Regelungen für Landwirte.

Deutliche Verbesserung des Kontrollsystems.

Sonderregelungen nur in der Übergangsphase.

Weniger, dafür besser produzie​ren.

	Ausschuss für Recht und Ver​braucherschutz

Kennzeichnung, Preisliche Ent​wicklung?
	Übergangs- und Sonderregelun​gen müssen möglich sein, damit deutsche Verbraucher weiterhin deutsche Produkte kaufen kön​nen und eine langsame Preisan​gleichung stattfindet.


	Messbare Schritte zu mehr Tier​wohl in den Ställen stärken das Verbrauchervertrauen.

Aufklärungsarbeit zu Haltungs​bedingungen verstärken – Mün​dige Verbraucher fördern.
	Neues Gesetz ist bürokratisches Monster.

Höhere Preise bei tierischen Produkten dürfen nicht auf die Verbraucher umgeschlagen wer​den, sondern großteilig von den Betrieben getragen werden.
	Preise für tierische Erzeugnisse müssen sich an eine moderne Tierhaltung anpassen. Der deut​sche Markt für tierische Erzeug​nisse ist gesättigt, Intensivtier​haltung unnötig.

Reduzierung des Konsums tieri​scher Produkte.

	Ausschuss für Umwelt, Natur​schutz, Bau und Reaktorsicher​heit

Tierschutz?
	Bewahrung der Schöpfung.

Ursachen und Wirkung nicht-kurativer Eingriffe müssen noch stärker erforscht werden. 
Tiere als Mit-Geschöpfe müssen angemessen behandelt werden, Leid nur wenn unvermeidlich.
	Intensivtierhaltung soll zurück​gedrängt, nicht-kurative Eingriffe weitestgehend vermieden wer​den.
	Ausbeutung von Mensch und Tier in der profitmaximierenden Landwirtschaft muss abgeschafft werden.
	Forderung nach einer nachhalti​gen und artgerechten Tierhal​tung. 

Verbandsklagerecht des Tier​schutzbundes muss ermöglicht werden.


